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Änderungsantrag zuWB­FU­01

Von Zeile 0 bis 11:
Menschen auf der Flucht, das ist kein Phänomen, das ab 2015 völlig unerwartet über uns hereingebrochen
ist. Flucht kennen viele Deutsche aus ihrer Familiengeschichte, manche haben selbst noch Flucht und
spätere Vertreibung als Folge des zweiten Weltkriegs erlebt. Über Jahrzehnte haben bis 1989 Menschen
unter Lebensgefahr Wege aus der DDR in den demokratischen Westen gesucht. Die Zahl der Menschen auf
der Flucht wächst von Jahr zu Jahr. Weltweit sind über 60 Millionen Menschen auf der Suche nach Schutz
für sich und ihre Familien. Menschen fliehen vor Krieg, politischer Vertreibung und Gewalt, immer häufiger
auch vor den Folgen der Klimakrise und Umweltzerstörung. Wir erleben die große Herausforderung der
Fluchtbewegung an den Grenzen Europas genauso wie hierzulande. Doch die meisten Menschen fliehen in
Regionen nahe ihrer Heimat, in der Hoffnung, zurückkehren zu können.

Aber Flucht ist etwas anderes als Einwanderung. Menschen sind schon immer gewandert. Menschen auf
der Flucht brauchen Sicherheit und unsere Hilfe. Für Menschen, die aus freien Stücken in Deutschland
leben und arbeiten möchten, braucht es Regeln wie ein Einwanderungsgesetz (à Kapitel: Wir gestalten
unser Einwanderungsland). In den letzten Jahrzehnten haben Auseinandersetzungen vor allem in
Afghanistan und Pakistan, im Nahen Osten und in Ostafrika zu Fluchtbewegungen großen Ausmaßes
geführt. Der inzwischen sechs Jahre andauernde Bürgerkrieg in Syrien hat über 11 Millionen Menschen aus
ihren Heimatorten vertrieben, davon sind gut sechs Millionen innerhalb des Landes geblieben, 3 Millionen
hat die Türkei aufgenommen, der Libanon immer noch mehr als eine Million. 2015 waren weltweit 65
Millionen Menschen auf der Flucht, aber nur ungefähr ein Drittel davon hat die Grenzen des eigenen
Landes überschritten. Davon wiederum bleibt der größte Teil in den Nachbarländern in der Hoffnung,
zurückkehren zu können. Dennoch war es nur eine Frage der Zeit, dass mehr Menschen im reichen und
friedlichen Europa Aufnahme suchen würden. Das Recht auf Zuflucht vor Krieg und Verfolgung ist eines der
ältesten Menschenrechte, und Europa kann sich nicht länger davor drücken, dieses Recht zu gewähren.

Begründung

Die weltweite Zahl an Flüchtlingen wird häufig für Angstszenarien missbraucht. Wenn man sie schon
nennt, muss sie in einen realistischen Zusammenhang gestellt werden. Der Verweis auf das
Einwanderungskapitel wirkt hier relativierend. Das Einwanderungskapitel folgt direkt, deshalb erübrigt
sich ein Verweis.
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